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2. Mai : Der volksparteiliche Finanz -
minister Dr . Moldenhauer kündigt im
Reichstag den Abbau der Arbeits¬
losenversicherung an . Spätestens
1631 muffe die Versicherung frei von Reichs-
zukchüffen werden .

2 . Mai : Der Präsident der Reichscmstatt für
AB . erklärt in einer Preffebefprechung , daß
aus den Beitragseingängen beim gegenwär¬
tigen Satze von 3 % Proz. etwa 980 000
Hauptunterstützungsempfänger versorgt wer¬
den könnten . Dazu kommen noch 150 Will.
Reichszuschüsse und 50 Milt . Jndustrieaus -
bringungsumlage. Diese Mittel zusammen
reichen für 1170000 Unterstützungsemp¬
fänger. Die 30 Mill . aus dem Lohnsteuer-
auskommen seien ein unsicherer Posten . Er¬
sparnisse liehen sich nur durch Lei¬
stungsabbau erzielen.

5. Mai : Der Bundesvorstand des
ADG erklärt in einer Entschließung, dah
es . zurzeit die willigste Ausgabe der Ge¬
werkschaften ist, den gegen die Sozialpolitik
gerichteten Angriff der vereinigten bürger¬
lichen Parteien abzuwehren".

14. Mal : Der Abgeordnete Aufhäuser
(SPD .) erklärt als Berichterstatter des Haus.

alksausschuffes, daß der neue Etat in der
rbritslosenverstcherung überhaupt keine Sa .

nierung zeige . Es fehlten mehrere 100 Milt.
Mark für 1930. Me in der Krisenfürsorge
vorgesehenen 150 Mill . reichten knapp für
200000 Erwerbslose. 55 Mill . für produk¬
tive Erwerbslosenfürsorge seien unzulänglich.

14. Mal : Die Anträge der SPD . im Haus-
haUsausfchuß , den Betrag für die Krssenunter-
stützung von 150 auf 225 Mill . und für die
werteschaffende Arbeitslosensürsorge von 55
auf 80 Mill . zu erhöhen, werden von der
bürgerlichen Mehrheit abgelehnt.

14. 2Rol: Der Reichsarbertsminister Ste -
g e r w a l d (Zentrum ) kündigt « nr Beitrags .
Erhöhung um mehr als K Proz . an . Ein
Notopfer zur Finanzierung der Krrsenfür-
sorge sei abwegig .

14. Mai : Bei Fertigstellung des Gutach¬
tens der Reichsanstalt wird gegen die
freien Gewerkschaften beschlossen :
Beitragserhöhung auf 4 Proz ., Leistungsab¬
bau für Erwerbslose, die nicht 52 Wochen
Anwartschaft erreichten, Beseitigung der
Unterstützung für Jugendliche unter 17 Jah¬
ren und für über 66 Jahre alte. ( Die freien
Gewerkschaften waren nur für Beitragser -

föhung, wenn keine Leistungsver-
chlechterungen eintreten sollen.)

22. Mal : Das Reichskabinett be¬
schäftigt sich mit der Sanierung der Arbeits¬
losenversicherung . Infolge der großen Mei¬
nungsverschiedenheiten kommt es zu keiner
Einigung .

25. MÄ : Der Reichsarbeitsminister Ste¬
ge r w a l d gibt einen Erlaß über die Dauer
der Krisenunterstützung heraus . Er enthält
nichts über eine Ärsdehnung des Perfonen -
kreises oder eine Verlängerung der Bezugs¬
dauer . Er bringt in Erinnerung , daß die
Bezugsdauer von 36 Wochen zu reich¬
lich fein könne und auf einen kürzeren
Zeitraum beschränkt werden kann , wenn be-

ründete Äussickt besteht , daß es dem Arbeits-
ofen möglich fei , innerhalb des verkürzten

Zeitraumes sich durch fein Bemühen eine Ar¬
beit zu verschaffen, deren Ablehnung die Ent¬
ziehung der Unterstützung nach sich zöge .

31. Mal : Im Haushaltsausschuh
teilt Genoffe Dr . Hertz mit, daß ein beson¬
derer Sparkommissar sür die Reichs -
anstatt bestellt worden lei , der als Aufsichts-
ratsvorsttzender der Schichau -Werft aus öf-

fentkichen Mitteln 25 000 Mark Einkommen
habe, die durch feine Tätigkeit als Ardetts -
lvfenfparkomnriffar auf 43 000 Mark erhöht
würden.

4. Iuni : Der Bundesvorstand des
A D G B . verlangt in einem Schreiben an den
Reichsarbeitsminister dringend diezeitliche
und personelle Erweiterung der
Krisenfürsorge , da eine Anzahl Ge¬
meinden keine Wohlsahrtsunterstützungen
mehr zahlen können .

5. Junl : Das Retchskabinett be-
schlkeßt, den Vorschlag der Reichsanstalt zum
Gesetzentwurf zu erheben mit folgenden
Aenderungen : Beitragserhöhung von
3 'A auf 4K Proz ., Verlängerung der Ka¬
renzzeit für Lettge auf 14 Tage , Verlänge¬
rung der Sperrfrist von bisher 4 Wochen auf
26 bzw. 52 Wochen , Herabsetzung der Be¬
züge der bester bezahlten Arbeiter und Ange¬
stellten um zwei Klassen, Herausnahme der
Jugendlichen bis 16 Jahre aus der Versiche¬
rung , Bersicherungssreiheit für Arbeiter¬
gruppen mit geringfügiger Beschästigung
(Arbeitszeit nicht mehr als 30 Stunden
wöchentlich, Verdienst nicht über 10 Mark ).
Außerdem soll ein ArbeitsbejchaffungLpro-
gramm für mehrere hunderttausend Arbeiter
(Kosten über 2 Milliarden Mark ) vorgelegt
werden .

5. 3ttni : Der Präsident der Deut¬
schen Städtetages , Dr . Mulert ,
weist in einer Preffekonferenz auf das kata¬
strophale Anwachsen der Wohl¬
fahr tserwerbs l o f * n hin. Ihre Zahl
hat sich von Januar bis Ende April von
271 000 auf 328000 erhöht. Nach dem ge¬
genwärtigen Stand der Wohlfahrtserrverbs -
tosen ergibt sich eine finanzielle Mehrbe¬
lastung der Kommunen in Höhe von 300
bis 350 Millionen Mark jährlich . Eine E r -
Weiterung der Krifenfürforge
ssl deshalb dringendes Gebot .

5. 3mit : In einer Besprechung mit den
Gewerkschaften , die eine Ausdehnung der
Krifenfürsorge sür alle Berufe fordern, er¬
klärt Stegerwald . das Reich könne nur

Me kommunistische Drehscheibe
Die Fraktion der KPD . erklärte bei der

Beschlußfassung über das Arbeitslosenversiche .
rungsgefetz am 7 . Juli 1927, dah das Gesetz
ein „ neuer Verrat an der Arbeiterklasse " sei.
Sie lehnte es entschieden ab , gemein¬
sam mit den Reaktionären der verschieden¬
sten Scharfmachergruppen! — Der KPD .-
Abgwrdnete Rädel erklärte dazu : „Die KPD -
Fraktion läßt keinen Zweifel darüber , daß
sie grundsätzlich gegen dieses Gesetz ist. Nach
wie vor wendet sich die KPD . gegen das Der.
sicherungsprinzip und vertritt den Stand¬
punkt, daß dem Staate und dem Unterneh¬
mertum Ae Fürsorgepjlicht . . . obliegt .

"

In konsequenter Fortsetzung dieser Haltung
stimmten die Kommunisten dann auch noch
Ende 1929 gegen die Versicherung der Heim¬
arbeiter und der Lehrlinge und lehnten
schließlich unter dem Bei f a l l s ä m t l i ch e r
Unternehmergruppen die Melde¬
pflicht der Unternehmer sür tt* in ihrer»
Betrieb offenen Arbeitsstellen ab .

Aber schon kurze Zeit darauf , als man
sah , daß die Erwerbslosen trotz des KPD .-
Geschreis unbedingte Anhänger des von den
„sozialfaschistischen Arbeiterverrätern " er¬
kämpften Gesetzes waren, lernte man ebenso
entschieden um und wurde, aus die Vergeß¬
lichkeit der Anhänger pochend, begeisterter
Anhänger des Arbeitslosenversicherung --

„im Rahmen des Möglichen
helfen.

13. 3urr1 : Die Wirtschaftspartei be.
antragt im Reichstag, einen Teil der Vor¬
schüsse an die Arbeitslosenversicherung in
Gutscheinen auf Lebensmittel ,
in erster Linie auf Roggenbrot , aus¬
zustellen .

IS. 3unl : Die Reichstagsfrattion der
Deutschen Volkspartei faßt eine
Entschließung zur gegenwärtigen Krisenlage,
in der es u . a . heißt : Die gegenwärtige Ge¬
staltung der Arbeitslosenversicherung unter¬
gräbt nicht nur die Finanzen des Reiches,
sondern auch die Arbeitsmoral
des deutschen Volkes und begünstigt die Land,
flucht, indem sie der Landwirtschaft notwen¬
dige Arbeitskräfte entzieht und sie in den
Städten anhäuft , wo für sie kern Bedarf ist

18 . Juni : Die Reichstagsfraktton der
Wirtfchaftspartei hat einen Gesetz«
« ntwurf in 24 Paragraphen «ingebracht , der
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit durch
Einführung der Arbeitsdienst ,
pfltcht fordert.

18. 3uni : In der Deckungsoorlage
der Reichsregierung zur Ausglei¬
chung des Fehlbetrages, wird der Ertrag der
Beitragserhöhung bei der Arbeitslosenver¬
sicherung auf 194 Millionen und der Erspar¬
nisse durch Reformen (d. h . Leistungs -
ab bau ) auf 115 Millionen geschätzt.

18 . Juni : Die preußischeRegierung
schlägt im Reichsrat vor, die Beamten und
Angestellten , die ein gesichertes Einkommen
von mehr als 8400 Mark beziehen , zu den
Ausgaben der Reichsanstalt heranzuziehen,
weiterhin durch Ausbau des Ledigennokopfsrs
eine Mehveinnahme von etwa 50 Millionen
zu schaffen.

18. 3u«i : Die Reichstagsfraktion
der SPD . lehnt das Deckungspro .
gramm der Reichsregierung ab
und beauftragt den Fraktionsvorstand , ein
eigenes De cku ngsprogramm aus
zuarbeiten.

gesetzes , des angeblich „neuen Verrats an
der Arbeiterkkaffe".

In einem Artikel .Kampf ums Brot " in
der „Roten Fahne " erklärte der KPD . -Führer
Pauk Merker, daß der Angriff auf das Er -
werbslosenversicherungsgesetz ein erster Schritt
zur Bekämpfung der Sozialversicherung über¬
haupt sei . und energisch bekämpft werden
müsse .

Noch deutlicher wird ein Aufruf des Zen¬
tralkomitees der KPD ., der die (durch die
merkwürdige Haltung der KPD . geförderte)
Absicht der Unternehmer, die Erwerbslosen-
Versicherung abzubauen, einen „neuen Schlag
gegen die Lebenslage der Arbeiter und Er¬
werbslosen" nennt . „Alle sozialen Einrich¬
tungen, Kranken- und Invalidenversicherung,
ArbeitÄosenversicherung usw . werden brutal
abgebaut", stellte das M . der KPD . fest.

Zur Erhaltung des Arbeitslotznversiche-
rungsgefetzes empfiehlt die „Rote Fahne " den
Massenstreik . Dieser wurde auch be-
sehlsgemäß bereits . am anderen Tage von
einer Delegiertenkonferenzangeblich Erwerbs¬
loser kn Berlin beschlossen .

Bis heute wurde niemals ein ernster Der-
such gemacht, diese Parolen durchzuführen.
Der Beschluß blieb wie üblich unausge¬
führt. Ausgeführt werden rmr Beschlüsse
gegen „Sozialsaschisten "

. Der Klaffenkampf
ist ihnen ein Kampf innerhalb der Klasse ,
mit anderen Klassen zu kämpfen bat man
aufgegeben .
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SeltCuß mit dem (geraten
Clrßeitf dr &eit !Ein trostloses Bild : immer noch weit

über zweieinhalb Millionen Arbeitslose,
von denen bereits mehr als 350000 aus¬
gesteuert sind und Wohlfahrtsunter¬
stützung beziehen , während 300000 oder
400 000 Menschen gänzlich ohne öffent¬
liche Hilfe leben müssen. 400 000 Ver¬
hungernde, stummes Elend ! Und noch
steigt die Arbeitslosigkeit!

In allen Lagern herrscht Einigkeit
darüber , daß die Arbeitslosigkeit das
Zentralproblem unserer Tage ist. Mit
Recht heißt es in der „ Justiz " :

. Am Arbeitslosenproblem hangt
heute in Deutschland alles . Denn seine
Lösung ist keine Spezrallösung , son¬
dern erheischt Grundlösungen , die nur
durch die politische und soziale Er¬
neuerung Deutschlands überhaupt ge¬
schaffen werden können."

Freilich : Die Einstimmigkeit der
Parteien und Verbände über die
Notwendigkeit der Arbeitsbeschaffung ist
auch nur grundsätzlich . Ueber das „ Wie"'
gehen die Meinungen sehr auseinander .
Die Unternehmer haben eine Patent¬
lösung gefunden : „Senkt ihr die Löhne,
dann senken wir (eventuell ) die Preise .

"

Die Wirtschaftspakte! gar erblickt die
Lösung in der Arbeitsdienstpflicht. Beide
Truppen übersehen , daß diese Pläne
nicht die Kernfrage , die Hebung der
Massenkaufkraft, lösen.

Die Reichsregierung , die eigentlich füh¬
rend fein sollte , hat auch auf diesem Ge¬
biet ihre Unfähigkeit zur Führung er¬
wiesen . „ Die Regierung erwägt ", das ist
seit Wochen die stereotype Phrase in den
Kommentaren über die Haltung der Re¬
gierung zur Wirtschaftsbelebung . Die
Bürgerblockregierung hat bereits vor
längerer Zeit ein Arbettsbeschaffungs-
programm ausgestellt. Es würde sicher
helfen , einen Teil der Arbeitslosigkeit zu
beseitigen . Leider hat es drei Haupt¬
fehler, die dem Programm seine ganze
Wirkung nehmen.

Vorbedingung der Arbeitsbeschaffung
ist Geldbeschaffung. Das Deckungspro¬
gramm der Regierung ist jedoch so un¬
sozial, so unmöglich, daß es vom Volke
abgelehnt wird . — Das Deckungspro¬

gramm , aber
auch die ande¬
ren finanz - und

wirtschafts¬
politischen

Maßnahmen
des Brüning -
Kabinetts , von
der Steuerpo¬
litik bis zur
Lohnsenkungs¬
aktion, sind so
konsequent auf
die Schmäle¬
rung des Ein¬
kommens der
Massen, also
auf Kaufkraft¬
schwächung , ge¬
richtet , daß ihre
Durchführung

kn Endeffekt
mehr Arbeits¬

losigkeit denn Arbeit schaffen würde.
Die sozialdemokratische Reichstagssiak-
tion hat soeben

ein ernsthaftes
Wirischaftsprogramm

aufgestellt, das allein den Weg aus dem
Chaos führen kann, wenn nicht die Werk¬
tätigen unermeßliche Opfer bringen
sollen.

Dieses Programm stellt fest , daß eine
Einkommenssenkung der Werktätigen die
Wirtschaft nicht beleben kann, sondern die
Krise verschärft.

Die wichtigste Aufgabe ist die Schaf¬
fung neuer Arbeitsgelegenheit durch ver¬
nünftige Handelspolitik und Zollfrieden.
Diskontsenkung, langfristige Kredite.
Ausbau der produktiven Erwerbslssen -
fürforge , Forcierung des Kleinwoh-
nungs - und Straßenbaues , Erneuerung
und Erweiterung der Verkehrsanlagen .
Verabschiedung des Arbeitsschuhgesetzes .
Sicherung des Achtstundentages und
darüber hinaus weitere Verkürzung der
Arbeitszeit sowie stärkste Einschränkung
der lleberstundenarbeit .

Die Sozialdemokratische Partei hat
damit ein klares, allen verständ¬
liches Ziel aufgestellt. Sie verlangt ,
gestützt auf die Millionenzahl ihrer An¬
hänger und die Not im Volke, daß es
durchgeführt, daß es sofort durchge¬
führt wird , ehe die Krise weitertreibt .

Die Sozialdemokratie greift ent¬
schlossen den Ruf der Millionen auf :

SchluKmitdemAeralen-
Arbeit ! Arbeit!3m Wnhliuhrlünml

>»



Hilfe für die Arbeitslosen!
für die erwerbslosen Mosten zu

verschossen , stt unbestrettb-ar m nädtfie und
wichtigste Aufgabe . Darüber darf aber nicht
die Sorae um die Unterstützung «der nicht
Arbeitenden, Fürsorgebedürstigen vergessen
wenden. Es gibt leider gewis e Kreise, die die
Not nicht sehen wollen und denen mehr an
sanierten Kassen als an der Hilfe für Hun¬
gernde liegt .

Gewiß -hat dos Reich große Zuschüsse leisten
müssen und ist selbst , ebenso wie die Reichs¬
anstalt . in sehr bedrängter Loge ; bei jeg¬
lichem Sanierungsplan muß jedoch im Vor¬
dergrund stehen :

die Rot der Erwerbslosen zu lindern.
Wir geben an anderer Stelle der „Er-

werbsIosen-Tribüne " eine Zusammenstellung
des Kampfes um die Unterstützungssätze der
Arbeitslosenversicherung. Regierung , Vor.
stand der ReichSanstalt, Unternehmertum und
bürgerliche Parteien sieht man in dieser
Chronik vereint bemüht, die Sanierung der
Rcichsanstalt und der Reichskasten aus Kosten
der Erwerbslosen vorzunehmen.

Man versucht , bei den Aermsten und Elen¬
desten Pfennige hcrauszuschinden, um nur
ja nicht den Wehretat, die hohen Pensionen
oder sonstige Heiligtümer des Bürgertums
auch - nur um ein Iota zu kürzen .

Aber alle diese Abbau - „Reformen " der Ver-
firf'-mmfl , so unverschämt und rigoros sie sind,
sie würden der Reichsanstalt doch nicht end¬
gültig helfen. Sie versuchen , scheinatisch Ab¬
striche vorzunehmen, ohne dem Grundübel
deizu kommen .

Lin Vorschlag .
Als einziger Vorschlag, der der Reichs -

anstatt eine organische Entwick -
lung und Sanierung , zugleich den
Erwerbslosen keine Minderung
der Leistungen bringen würde , liegt der
P-'

i - n des Genossen Dr . Rawicz vor , der in
der Arbeiterpresse lebhaft begrüßt wurde.

"
Wir müssen uns mit der Wiedergabe der
Grund gcdanken begnügen (die umfassende

Untersuchung erschien in der „Gesellschaft "
,

Mai 1930):
Erweiterung des zwangsversicherungspslich-

tigen Personenkreises durch Einbeziehung
aller oder «Ines Teiles der von der Arbeits¬
losenversicherung befreiten Arbeitnehmer,
regelmäßige Reichsbeiträge zur Arbeitslosen¬
versicherung, Festlegung des Höchstbetrages ,
der zusammen von Arbeitgebern , Arbeitneh¬
mern und Reich ausgebracht werden muß,
unter voller Berücksichtigung der veränderten
Ursachen der Arbeitsmarktentwicklung und
insbesondere des sich verschärfenden Gegen¬
satzes Mischen ausstcigender Wirtfchaftskon-
lunktur und gleichzeitig absteigender Arbeits -
marktentwicklung, unbeschränkte Darlchns -
Pflicht des Reiches in Notzeiten mit der Maß¬
gabe, daß diese Darlehen aus einmaligen
substantiellen Sondersteuern aufgebracht wer¬
den müssen (Vermögenssteuer - , Erbschasts-
steuer -Sonüerumlage ) , um die Balance des
Reichsetats in keinem Zeitpunkt aus der Ar¬
beitslosenversicherung heraus zu gefährden.

Das Kernstück dieses Vorschlages liegt in
der Forderung von regelmäßwen Reichsbei-
trägen und in der Hilfe des Reichs in Not-
zciten auf dem Wege substantieller Sonder -
steuern.

Die Reichsbeiträge will Rawicz auf die
Unterstütztenzahl abstellen, ^md zwar etwa in
der Fonn , daß das Reich für jeden Haupt-
unterstützten , der im Monatsdurchschnitt nach
einem bestimmten Verfahren sestgestellt wird,
z. B . 20 Mk. an die Reichsanstalt abführt.

Dieses System variabler Reichsbeiträge.
gemessen an der UnterstützteiVahl, sei auch
für die Reichsfinonzen deswegen nicht so be¬
denklich, weil der annähernde Zuschußbetrag
für jedes Jahr wenigstens mit einiger Sicher¬
heit bestimmt werden könne. Entscheidend ist
für Rawicz der Gesichtspunkt, daß die Mittel
zur Behebung vorhersehbarer Notstände aus
dem Volkseinkommen und die zur Abstellung
unvorhersehbarer Notstände ganz besonderer
Art aus dem Volksvermögen aufzubringen
sind.

Oss Verlangen nach Arbeit
Eine Konferenz der Erwerbslofcnkom -

Mission der freien Gewerkschaften, der SPD .-
Fraktion usw. in Görlitz beantragte zur
Linderung der Erwerbslosennot , daß die
Grenze der Invalidität von 66 % aus 50 Pro -
cnt der Erwcrbsfähigkeit herabgesetzt und
aß Empsänger von Invalidenrenten aus dem

Produktionsprozeß genommen und ihnen eine
höhere Rente gewährt wird. Die Arbeits¬
zeit ist auf 5 Tage pro Woche herabzusetzen .
Pensionsempfänger dürfen nicht beschäftigt
werden , auch nicht als Händler oder Vertreter.

Ferner wurde die sofortige Beschaffung von
Arbeit verlangt , (Ausbau von Straßen , die
fast nur durch dl« Löhne Kosten verursachen ).

Wie alt find die Arbeitslosen ?
Wie steht es eigentlich mit der Alterszu¬

sammensetzung des Millionenheeres der Ar¬
beitslosen . Wie alt sind sie ? Werden die
Jugendlichen , die Erwachsenen und die älteren
Arbeiter in gleichem Maße von der Arbeite
losigkeit betroffen? Oder wird eine Alters¬
gruppe besonders schwer belastet? Das sind
die Fragen, die in der neuesten Statistik der
Reichsvcrsicherungsanstaltbeantwortet werden.

In der Arbeitslosenversicherung verteilen
sich die 1521361 Hauptrinterstützungsemp-
sünger auf die folgenden Altersgruppen :
14—21 Jahr « . . 213607 gleich 14,0 Proz .
21—45 „ . . 987 611 64,9 ..
45—60 * . . . 250 818 „ 4,6
toter60 „ . . 69 325 . . 1 .6 „

MehralszweiDritteldermänn .
lichen Arbeitslosen befinden sich
tm Alter von 21 bis 4 5 Jahren .
Unter diesen erwachsenen Arbeitslosen wieder.

um werden die 21 - bis 25jährigen und die 25.
bis 39jährigen am schwersten von der Arbeits -
losigkeit betroffen. Beide Gruppen machen
allein 34,9 Proz . des gesamten männlichen
Evwerbslose ^ eeres aus .

Nicht anders Ist es in der Krifenunter-
stützung . Bei dieser Gruppe von Arbeitslosen
scheiden di« Jugendlichen aus , weil sie keinen
Anspruch auf Krisenunterstützung haben. Hier
verteilen sich die 244 767 männlichen Krisen -
empsänger auf folgende Altersgruppen :
21—45 Jahre . . 168 725 gleich 68,9 Proz .
45—60 .. . . 56 480 ., 23,1 „
über 60 . . 19 563 8,0 „

Wieder das gleich« Bild : auch in der Krisen -
unterstützung stellen die Arbeiter in den mitt¬
leren Jahren den höchsten Prozentsatz: über
zwei Drittel aller Krisenempsänger sind noch
nicht über 45 Jahre alt . Auch hier stehen di«
25 - bis 30jährigen an der Spitze . Sie allein
stellen 18 Proz . der Krisenunterstützten.

Es sind wertvollste Arbeitskräfte, die aus
der Straße liegen . Männer in den besten
Jahren dürsten nach Arbeit : sie müssen zu-
sehen , wie die Frau , die Kinder Rot und
Hunger leiden ; ohnmächtig, ihnen entscheidend
zu Helsen . So sorgt der Kapitalismus für

Arbeiter.
*

Aazts kaufen Gefinnung
Di« „Schlesische Dergwacht" vom 17 . Juni

1930 teilt nvit , daß sich die Nazis an einen
Erwerbslosen in Landeshut wandten und ihm
10 Mark für jede Naziversammlung boten,
in der er als Diskussionsredner austräte.

Wir wissen jetzt wenigstens , woher die an -
geblichen sozialdemokratischen Diskussions¬
redner, di« gegen ihre eigene Partei reden,
Herkommen .

Kommunisten für lleberstunden
Der „Reichsausschuß" der Erwerbslosen ,

der der Zentrale der KPD . untersteht, so »
dort ohne Ausnahme : „ Verbot jeder
Ueberstunde !

"
Wie die „Volkszeitung ", Lübau, meldet ,

wind die Forderung wie folgt durchgeführt :
Der ausschließlich kommunistische Betriebs -
rat der kommunistischen Musterbelcgschast der
Firmy E . Wunsch in Kändler bei Limbach.
hat in der Betriebsversammlung einstimmig
beschließen lassen , daß die Regelarbeitszeit
von 51 Stunden auf 57 Stunden mindestens
ausgedehnt werden kann , wenn di« Firma
einen Ueberstundenzuschlag zahlt. AußSrdem
gab der Betriebsrat seine ausdrückliche Zu¬
stimmung zu den von der Firma verlangten
Dauer -Ueberstunden. Das von den Gewerk-
schäften daraufhin zur Verhinderung der
Ueberstundenschusterei angerusene Tarif ,
schiedsgericht konnte nichts machen , da der
rein kommunistische Betriebsrat
unter Rückendeckung eines einstimmigen De-
schlusies die Ueberstunbenhamsterei aus Kosten
der Erwerbslosen gebilligt hat.

*
DieFrauen find schlechter fc ;. ;an!

Es ist viel zu wenig bekannt, baß gerade
die weiblichen Werktätigen besonders stark
von der Arbeitslosigkeit betrossen werden und
ihre Wiedereinstellung in den Arbeitsprozeß
noch langsamere Fortschritte macht, als das
bei den männlichen Erwerbslosen der Fall ist.
Wenn sich die ArbeitsmarkÄage sür die weib -
lichen Werktätigen im allgemeinen auch nicht
so besonders kraß entwickelt hat wie bet den
weiblichen Angestellten ,

''der die an
anderer Stelle berichtet wird , so verdienen
doch die jolgenden Zahlen ernsthafte Be -
achtung:

Arbeitsuchende:
m

' nnl. welbl .
Ende April 29 . . 1410 522 424953
15. Mai 29 . . . 1198 69* 402218
Ende April 30 . 2267 572 584
15. Mai 30 . . . 2183 t. .- 569 638
Während die Zahl der männlichen Arbeit¬

suchenden vom April bis Mai 1929 um
15,0 Proz . und vom April bis Mai 1930 um
3,7 ^ roz. zurückging , sank die Zahl der weib -
Ur’

i Arbeitsuchenden vom Apnl bis Mai
1 ! nur um 6,4 Proz . und vom April bis
Mai 1930 nur um 0,5 Proz .

Zeitbilder
„Die Daine am Steuer hat heute gern ihr

Auto in individuellem Zuschnitt. Diesem G« .
danken diente die von reichem Blumenschmuck
und kostbaren Toilettendetails unauffällig um.
geben« Ausstellung . Man sah Decken.
Schirmchen, Klubsessel , Grammophonkasttzn.
Handtaschen , Schals , passend zur Innenaus¬
stattung der Wagens „Tempo "

. 15 . 6. 30.
»

,Hn der Laubenkolonie „Zur frohen
Stunde " erhängte sich gestern der 21jährige
Rohrleger Erhardt Klein wegen Erwerbslosig .
kelt .

" „B . T .
" 30. 5. 30.

ist •

Arbeitslose
und Krankenversicherung

Bis vor kurzem galt bei der Frage der
Krankenversicherung des Arbeitslosen der
Satz : „Wird einem Arbeitslosen die Unter¬
stützung aus irgendeinem Grunde zeitweilig
endogen , dann ist er auch während dieser
Zeit gegen Krankheit versichert .

" Der Senat
des Reichs-Versicherungsamts hat jetzt eine
entgegengesetzte Entscheidung gelrossen . Nach
diesem Urteil ist ein Arbeitsloser , der die An -
nähme von Arbeit ohne stichhaltigen Grund
verweigert und dem eine Sperrfrist auferlegt
wird , während dieser Zeit nicht gegen Krank¬
heit pflichtversichert . Diese Entscheidung ü*
alles andere als arbeitersreundllch.

grauenarbeit - Frauenarbeitsiosigkeil :
wenn wir von Wirtschaft und Erwerbsleben sprechen, handelt es sich dabei nicht nur um dt« Produktion der Güter für den menschliche«

Kedarf, sondern auch um ihre Verteilung . Veldes geht Hand in Hand, beides ist in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung nicht n« h
sozialen Gesichlspunklen oder eigentlich überhaupt nicht planmäßig organisiert. In dauernd wachsendem Maße find die Frauen in da»
moderne Erwerbsleben hineingezogen worden . Sie sind in großer Zahl In der Industrie , und zwar in den Arbeitszweigen tätig , die in
früheren Zeiten zur Arbeit der Hausfrau gehörten, die den Hausfrauen und dem zur Familie gehörenden großen Frauenkreis aber durch die
Industrialisierung nach und nach entwunden wurde. AM der Massenherstellung der Güter erwuchs ein weitverzweigter Derteilungsapparat ,
an dem die auf Erwerb angewiesenen Frauen ebenfalls beteiligt wurden. AM der sich weiter entwickelnden Technstrerung des Wirtschaft»-
leben », die dauernd Mensthenkraft überflüssig macht , entsteh für immer weitere FrauenscPchlen die Notwendigkeit zur Erwerbsarbeit , dos
Frauenongebot auf dem Arbeitsmarkt wird größer . Die Frcnrenarbellslosigkeit wächst .

heule ist bei der Regierung Vrüning und den bürgerlichen Parteien nicht nur der Wille vorhanden, soziales Frauenrecht abzubauen.
Man erwägt auch schon die MöglichkÄl, die Frauenerwerbsarbeil und das Anrecht darauf für verheiratete Frauen durch gesetzliche Maß¬
nahmen einzuschränken. Man sagt, daß man die Familie retten wolle . Dabei plant man , an der Reichswochenhllse einzusparen.

Die Sozialdemokratie und die sreien Gewerkschaften haben von jeher dos Wesen der Frauenerwerbsarbeil als das erkannt, was sie ist.
als automatisch eintretende und deshalb notwendige Vegleiterfchelnung der kapitalistischen Wirtschaftsform. Für sie kann es deshalb kein
Rückwürtsrevidieren der Entwicklung geben. Die vorwärts - und Aufwärlsenln ^cklung der Arbeiterklasse, zu der die Frauen gehören, kan»
nur mit einem weiteren Ausbau de» sozialistischen Arbeiterschuhes,
dessen Teil di« Arbellslosenverficherung ist , sür den Arbeiter und
besonders sür die Frau verbunden sei«. qA/Uk^ U

Zahlen der Aol
Die Reichsanstalt fiir Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung hat kürzlich eine
Zusammenstellung der Zahl der weiblichen
Hauptunterstützungsempsänger vorgenommen .
Danach wurden (Stichtag jeweils am 15 . Mai )
in den Jahren
1925 . . 28 922 1928 . . 146 526
1926 . . 318 283 1929 . . 239124
1927 . . 139 856 193V . . 318 982
erwerbslose Frauen als Hauptunterftützungs -
empfängerinnen festgestellt . Erschütternde
Zahlen , die mit großer Schärfe das stete
Wiederansteigen nach dem Krisenjahr 1926
zeigen , um am 15. Mai 1990 selbst den da¬
maligen Höhepunkt zu überschreiten.

Zu den 316 982 weDlichen Hauptunter -
stühungsempfängern am 15 . Mai kommen
noch 61 223 Krisenunterstützte , insgesamt also
380 205 von der Reichsanstalt Betreute . Da
aber am gleichen Tage bei den Arbeitsämtern
569 638 weibliche Arbeitsuchende gemeldet
waren , von denen etwa 98 Proz . auch
arbeitslos sind , fo steht fest, daß zu diefem
Zeitpunkt mehr als 180 000 erwerbs¬
lose Frauen ausgesteuert waren ,
also von den städtischen Wohlfahrtsämtern
oder überhaupt nicht unterstützt wurden !

*
Die erwerbslose Angestellte
Wohl in keinem Berusszweige sinden wir

«in so grenzenloses Brachliegen wertvoller
Arbeitskraft wie in den kausmännischen Be -
rusen. Tüchtige Fachkräfte bleiben stellungs¬
los , weil sie das 36. Lebensjahr erreicht oder
überschritten haben . Sie sind angeblich nicht
mehr beweglich genug.

Die große Beschäftigungslosigkeit gerade
der älteren Angestellten , die 1926 zur
Verabschiedung eines Gesetzes über die Kün¬
digungsfristen der langjährig Beschäftigten
fichrte , wurde in der Öffentlichkeit häufig
mit der besonders starken Zunahme der
Frauenarbeit begründet. Ein Blick in
die Berichte des Reichsarbeitsinarktanzeigers
zeigt uns jedoch neben der allgemeinen Ver¬
schlechterung des Arbeitsmarktes ein außer¬
ordentlich starkes Ansteigen der Ziffern der
weiblcchen Erwerbslosen . Wir
sehen z. B . bei den Arbeitsämtern und den
nichtgowerbsmäßigen Arbeitsnachweisen ais
ArbeitsucherÄe gemeldet:

Kaufimännifche Airgestellte :
mannt . werbt .

Ende Januar 28 . . . 94106 39 659
Ende Januar 29 . . . 100820 47 872
Ende Januar 36 . . . 128 911 67 596
Ende März 30 . . •; 122 336 " 72 645

also eine Steigerung der weiblichen erwerbs¬
losen Angestellten um rund 8 0 P r o z . gegen¬
über 30 Prog . bei den männlichen Angestell¬
ten. Hierbei muß beachtet werden, daß in
Handei und Industrie auf zwei männliche
eine weibliche Angestellte kommt .

Noch augenscheinlicherwird die enorme Er-
werbslosigteit der weiblichen Airgeftellten bei
den Büroangestellten . Hier ist in X
gleichen Zeitraum von 1928 bis 1930
Zahl der männlichen Arbeitsuchende ,
wenn auch unerheblich — gefunken; dag <
ist sie bei den weiblichen Krästen von 66-* .
aus 12 418 oder um mehr als 80 Proz . ge¬
stiegen.

Hinzu kommt , daß durch die S ch u I e n t -
laffung das Ueberangebot von weiblichen
Arbeitskräften gesteigert wi-rd. Eigentum -
licherweise hat sich der G e b u r 1 e n a u s -
fall bei dem weiblichen Angestelltennach-
wuchs nicht ausgewirkt.

Die Lage aus dem Arbeitsmarkt für weib¬
liche Angestellte wird am besten beleuchtet
durch den -Vorschlag im Reichsarbeitsmarkt-
anzeiger vom 24. April 1930, die öffentlichen
Mittel für die Handelsschulen zu be -
schränken , bannt nur noch soviel Echüle-
rinnen zugelassen werden, wie die Wirtschaft
auszunehmen vermag. ( ! )

Misten Sie das ?
Don den 337 905 weiblichen Erwerbslosen ,

die Arbeitslosenunterstützung erhalten, Wirt »
den sich im

Alte von insgesamt Proz .
14 21 . . . . 58 954 17,5
21 . 45 . . . . 231870 68.6
456 . j 60 . . . . 39195 11,6
über 60 . . . . 7 886 2L

Von der Gesamtzahl arbeitsloser Frauen
sind mehr als Mei Drittel im Alter von 21
bis 45 Jahren . Dagegen werden die Frauen
über 45 Jahre weniger von dem Produk¬
tionsprozeß erfaßt und deshalb auch weniger
von der Arbeitslosigkeit detrolfen.

Aehnlich steht es mit den Krisenunterftütz -
ten . Am 15 . April 1930 wurden von der Kri-
sensürsorge nahezu 60 000 weibliche Arbeits -
lose unterstützt. Sie verteilen sich auf solgende
Altersgn, . . .

Alter insgesamt Proz .
21 bis 45 . . , . 47 221 81,9
45bis 60 . . . . 8714 15,1
über 60 . . . . 1 750 3,0

In der Krisenunterstützung machten die
Altersgruppen von 21 bis 45 Jahren sogar
vier Junstel aller Unterstützten aus . darunter
die 25 - bis 30jährigen sogar 22,9 Proz . !

Reform derArbeitSlosenversicherungund dieFrauen
Der Bürgerblock plant seit langem eine

Reform der Sozialpolitik . Die Arbeiter
nennen diese Reformver -suche mit gutem
Grund Abbau . Daß es sich um einen Ab¬
bau handelt, zeigen am deutlichsten die Vor¬
schläge zur „Reform " der Arbeitslosenversiche¬
rung , deren Folgen in erster Linie die w e i b .
lichenArbeitnehmerzu tragen halten.

Seit Monaten schon geht das Bestreben,
für die Unterstützung der Heimarbeiter
besondere Bestimmungen zu tressen , natürlich
nicht zugunsten der Heimarbeiter . Man will
insbesondere Erschwerungen sür die Heim-
arbeit verrichtenden Frauen schassen, di«
die Mehrzahl der Heimarbeiter bilden.

Was unter anderem beabsichtigt wird ,
eigen die Regierungsvorschläge , denjenigen
en Unterstützungsbezug zu versagen , die nicht

nrindestens regelmäßig in der Woche 30
Stiinden arbeiten und nicht mindestens regel-
mäßig 10 Mark pro Woche verdienen.
Würde dieser Vorschlag Gesetz, dann würden

zahlreiche Frauen 1« Zukunsl keinen An¬
spruch mehr aus Arbeitslosenunterstützung

haben.

Auch die ÄZerlängerung der Sperrfristen
(Verlängerung der Wartezeit bei selbstver¬
schuldeter Entlassung) und der Vorschlag, Un¬
terstützung überhaupt erst nach 52wöchig« r Ar¬
beit und Beittagszahlung zu gewähren , geht
erheblich auf das Konto der Frauen . Man
stelle sich vor, welch erheblich großer Kreis
von Frauen im Bekleidungsgewerbe tätig ist,
das bekanntlich überwiegend Saisongewcrb «
ist. Um die Mrkung des Vorschlages für
selbstverschuldete Entlassung sür
die Frauen richtig beurteilen zu können, sei an
die Entscheidungen von Arbeitsgerichten ge-
genüber Klagen von Frauen bei Entlastungen
wegen Schwangerschaft erinnert .

Um das Maß der für Frauen besonders
lrinerkenswerten „ReLirmvorschläge" voll,
zumachen , fei weiter aufmerksam gemacht aus
die Absicht, das Arbeitseinkommen des Ehe¬
gatten aus die Unterstützung Verheirateter an-
zvrechnen.

Die Regierungsvorschläge zeigen , daß dir
mangelhaft« Organisation der arbeitenden
Frauen , von der sie geringeren Widerstand er¬
warten als aus Männerkreisen, bei ihren
Plänen in Rechnung gestellt ton *
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